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E
rbrecht wird üblicher-
weise mit dem Tod ei-
nes Menschen und mit 
den sich daraus erge-

benden Streitigkeiten in Ver-
bindung gebracht. Tatsäch-
lich ist es nicht die primäre 
Aufgabe des Erbrechts, Streit-
fälle zu lösen, sondern streit-
vermeidende Regelungen zu 
finden, die bis zum Tod und 
über den Tod hinaus Sicher-
heit verschaffen. Günther und 
Felix Lüth sind die Gründer 
und Partner der Sozietät Lüth 
und Lüth in Bietigheim-Bis-
singen.

Lüth und Lüth Rechtsanwälte 
für Erbrecht: Bedeutet dies, 
dass Sie nur Erbrechtsfälle be-
arbeiten und sonst nichts?
Rechtsanwalt Günther Lüth: Wir 
betreuen ausschließlich Man-
date, die zum Erbrecht und 
seinen Nebengebieten zäh-
len. Kommt jemand zu uns, 
der sich auf einem anderen 
Rechtsgebiet vertreten lassen 
will, empfehlen wir ihn zu 
Kollegen oder Kolleginnen 
weiter.

Warum beschränken Sie sich 
auf das Erbrecht?
Rechtsanwalt Felix Lüth: Er-
brecht gehört zum An-
spruchsvollsten, was das Zi-
vilrecht zu bieten hat. Allei-
ne das könnte schon eine sol-
che Spezialisierung 
rechtfertigen. Berücksichtigt 
man zudem seine Wechsel-
wirkung mit anderen Rechts-
gebieten wie der vorwegge-
nommenen Erbfolge, dem 
Vorsorgerecht, dem Gesell-
schaftsrecht und dem Famili-
enrecht, dann wird der wei-
tere Umfang des Erbrechts 

sichtbar. Seinen ganzen Um-
fang erfährt das Erbrecht je-
doch durch das Steuerrecht, 
weil fast jeder erbrechtliche 
Vorgang Auswirkungen im 
Erbschafts- und Einkom-
menssteuerrecht hat. Die da-
mit verbundenen Anforde-
rungen lassen sich nur bewäl-
tigen, wenn man sich mit 
nichts anderem beschäftigt. 
Es ist der Respekt vor diesem 
Rechtsgebiet und der An-
spruch an uns selbst, best-
mögliche Arbeit abliefern zu 
wollen, der uns zu dieser Be-
schränkung veranlasst.

Gibt es eine wirtschaftliche Ba-
sis für eine solche Erbrechts-
kanzlei? Es gibt ja im Großraum 
Stuttgart bislang solche Kanz-
leien nicht.
Rechtsanwalt Günther Lüth: Ich 

beschäftige mich seit 2004, 
seit es den Fachanwalt für Er-
brecht gibt, ausschließlich 
mit dem Erbrecht. Seitdem 
habe ich eine stetige Entwick-
lung verzeichnen können, so-
wohl was die zunehmende 
Anzahl der Mandate als auch 
den Umsatz aus den Manda-
ten betrifft. Wenn ich das zu 
Grunde lege, dann müsste 
dies eine ausreichende Basis 
für eine Erbrechtskanzlei 
sein.

Sie sprechen den Fachanwalt 
für Erbrecht an. Ist das ein zu-
verlässiges Gütesiegel für Man-
danten?
Rechtsanwalt Günther Lüth: Ich 
meine nein. Die Verleihung 
des Titels setzt 120 Stunden 
Fortbildung und eine Prüfung 
voraus. Dabei bleibt der In-

halt der Fortbildung als auch 
die Prüfung den privaten An-
bietern der Fachanwaltskur-
se für Erbrecht überlassen. 
Somit gibt es keine einheitli-
chen Standards, wie etwa 
beim Staatsexamen. Zudem 
muss der Antragsteller 80 be-
arbeitete Erbrechtsfälle nach-
weisen. Gelingt auch das, 
dann bleibt der verliehene 
Fachanwalt unangetastet, so-
fern jedes Jahr 15 Stunden 
Fortbildung nachgewiesen 
werden. Was der Fachanwalt 
aber sonst noch tut, ob und 
wie viele Erbrechtsfälle er 
also bearbeitet, das spielt 
dann keine Rolle mehr. Im 
Übrigen kann jeder Rechtsan-
walt neben dem für Erbrecht 
weitere Fachanwaltstitel füh-
ren. Allein dies belegt schon 
meine These über die gerin-

ge Aussagekraft dieses Titels 
„Fachanwalt für Erbrecht“.
Rechtsanwalt Felix Lüth: Ich 
gehe einen anderen Weg, um 
das erforderliche Knowhow 
im Erbrecht zu erhalten und 
werde ab Mai eine Zusatzaus-
bildung in Form eines zwei-
jährigen berufsbegleitenden 
Masters an der Wilhelms-Uni-
versität Münster beginnen. 
Diese Ausbildung, die mit ei-
ner Abschlussarbeit endet, 
bringt eine deutlich größere 
Qualifizierung mit sich als 
der bloße Fachanwaltslehr-
gang.

Was ist eigentlich Erbrecht be-
ziehungsweise was verstehen 
Sie unter Erbrecht?
Rechtsanwalt Felix Lüth: Der 
Klassiker ist sicherlich der 
Streit unter den Erben wegen 

eines ungenau gefassten Tes-
taments oder die Ansprüche 
des enterbten Kindes. Zum 
Erbrecht zählt aber auch die 
Vermögensübertragung unter 
Lebenden mit dem Ziel der 
Streitvermeidung unter den 
späteren Erben und der Ver-
meidung von Erbschaftssteu-
er. Auch der Vorsorgevoll-
machtbereich spielt wegen 
der immer älter werdenden 
Gesellschaft eine immer grö-
ßer werdende Rolle. Hat der 
Mandant zudem Vermögen 
im Ausland oder lebt dort 
eine nicht unerhebliche Zeit, 
dann muss das anwendbare 
Erbrecht geklärt werden. 
Sollte der Mandant auch 
noch Inhaber von Betriebs-
vermögen sein, ist darauf zu 
achten, dass eine Unterneh-
mensnachfolge neben der 
Erbschaftssteuer keine Ein-
kommenssteuer auslöst.

Sie sprechen immer wieder die 
steuerlichen Auswirkungen an –  
ist das nicht ein Fall für Steuer-
berater?
Rechtsanwalt Günther Lüth: Die 
Problematik besteht in der 
Wechselwirkung zwischen 
einer erbrechtlichen Gestal-
tung und deren steuerlichen 
Auswirkung. Das, was er-
brechtlich eine optimale Lö-
sung ist, kann steuerlich eine 
Katastrophe sein und umge-
kehrt. So kann ein Berliner 
Testament in Reinform bei 

Vermögen ab einer Million 
Euro zu erheblichen Erb-
schaftssteuern führen. Im Be-
reich des Betriebsvermögens 
können Vertragsklauseln stil-
le Reserven auflösen, wo-
durch ein Unternehmen in 
die Schieflage geraten kann, 
weil Einkommensteuern zu 
zahlen sind, ohne dass dem 
ein Geldfluss gegenüber 
steht.

Somit muss das Erbrecht 
mit dem Steuerrecht abge-
stimmt werden. Das setzt vo-
raus, dass wir Anwälte in der 
Schnittstelle des Erb-, Gesell-
schafts- und Steuerrechts die 
steuerlichen Gefahren ken-
nen müssen, die es zu vermei-
den gilt. Nur so ist auch eine 
Kommunikation mit dem 
Steuerberater möglich, der in 
solchen Fällen grundsätzlich 
eingebunden ist beziehungs-
weise eingebunden werden 
muss.

Hier muss man wissen, 
dass der Jurist und der Steu-
erberater von ihrer Ausbil-
dung her andere Denkansät-
ze und Begrifflichkeiten ha-
ben. Damit besteht die Gefahr 
eines aneinander vorbei Re-
dens und eines Fehlschlags in 
der Gestaltung. Diese Gefahr 
kann am besten dann gebannt 
werden, wenn Anwalt und 
Steuerberater zusammenar-
beiten und beide jeweils 
Kenntnis im Metier des ande-
ren haben.

„Der Anspruch an uns selbst, bestmögliche Arbeit abzuliefern“
Interview Erbrecht ist mehr als die Lösung von Streitigkeiten unter Erben. Wir sprachen mit den Rechtsanwälten Günther und Felix Lüth.

Günther (links) und Felix Lüth sind Gründer und Partner der Sozietät Lüth und Lüth in Bietigheim-Bissingen und auf das 
Erbrecht spezialisiert.  
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Corona – Auswirkungen auf Testamente,  
Vorsorgevollmachten und Patientenverfügungen?

Um gewissermaßen mit der Tür ins Haus zu fall-
en, sei gesagt, dass Corona bzw. eine mögliche  
Infizierung mit diesem Virus und eine sich daran 
anschließende Erkrankung mit welchen Folgen 
auch immer (Genesung oder Versterben) Sie nicht 
dazu veranlassen muss, vorhandene und inhalt-
lich richtige Patientenverfügungen, Vorsorgevoll-
machten und Testamente zu ändern, also auf eine 
solche Erkrankung hin anzupassen. 

Ein Testament regelt die Folgen, die sich aus dem 
Tod eines Menschen ergeben. Unerheblich ist es, 
was die Ursache des Todes ist. Anders gesagt, die 
Rechtsfolgen eines durch eine Coronainfizierung 
ausgelösten Todes können sich nicht deshalb  
ändern, weil der Betreffende an diesem Virus  
verstorben ist.
Eine Vorsorgevollmacht sichert die Handlungs-
fähigkeit einer Person, die auf Dauer oder zeitlich 
beschränkt nicht mehr selbst für sich handeln kann. 
Demnach besteht eine Vorsorgevollmacht gerade 
für den Zweck, den Vollmachtgeber, der zum 
Beispiel infolge einer Infizierung sich stationär im 
Krankenhaus befindet und nicht mehr ansprechbar 
ist, zu vertreten.
Mittels einer Patientenverfügung werden, wenn 
bestimmte Krankheits-/Behandlungssituationen 
eingetreten sind, lebenserhaltende Maßnahmen 
beendet, sodass der Betreffende verstirbt. Eine 
solche Krankheits-/Behandlungssituation ist aber 
niemals bei einer Coronainfizierung, gleichgültig in 
welchem Krankheitsstadium sich der Betreffende 
befindet, gegeben. Allen vier Krankheits-/Behand-
lungssituationen, die in einer Patientenverfügung 
zwingend zu regeln sind, ist gemeinsam, dass der 
Betreffende prognostisch auf Dauer seinen Willen 
nicht mehr bilden oder verständlich äußern kann. 
Das ist aber bei einer Coronainfizierung gerade 
nicht der Fall. Selbst wenn der Betreffende sich auf 
der Intensivstation befindet und künstlich beatmet 
wird, handelt es sich um einen vorübergehenden 
Zustand, weil innerhalb von 14 Kalendertagen 
entweder die Krankheitssymptome zurückgehen, 
der Betreffende also gesundet, oder er verstirbt.
Was also lehrt uns Corona? Es lehrt einen jeden 
von uns, Vorsorge für sich und seine Familie zu  
treffen. Denn der, gleichgültig in welchem Alter er 

sich auch immer befindet, der ohne eine Patienten-
verfügung und Vorsorgevollmacht durchs Leben 
schreitet, grob fahrlässig handelt. Die alte These, 
die überwiegend jüngere Menschen vertreten, 
eine Vorsorgevollmacht könne man bei Bedarf im-
mer noch machen, hat die Ausbreitungsgeschwin-
digkeit des Coronavirus und der damit verhängten 
Einschränkungen des öffentlichen Lebens wid-
erlegt. Die Krankheit trifft einen im Regelfall so  
schnell, dass keine Zeit mehr bleibt, eine Vorsorge- 
vollmacht zu erteilen. Vergleichbare Fälle gibt 
es auch im sonstigen Leben, man denke nur an  
Unfälle oder an Hirnschläge. In diesen Fällen kom-
mt es zur Bestellung eines Betreuers durch das  
Betreuungsgericht mit der Folge, dass wesent- 
liche, die Familie betreffende Entscheidungen 
durch Dritte, die sich außerhalb der Familie befin- 
den, mitbestimmt werden.
Zu dieser Vorsorge gehört auch ein Testament und 
ist es noch so einfach gestaltet. Das gilt zum einen 
vor allem für junge Familien. Diesen Eltern sind die 
Folgen überhaupt nicht bewusst, wenn die mind-
erjährigen Kinder, ist nichts geregelt, im Falle des 
Todes eines Elternteiles zu Miterben werden. Über 
diese Erbteile entscheiden die Familiengerichte bis 
zur Volljährigkeit der Kinder mit, weil der über- 
lebende Elternteil insoweit erheblichen gesetz- 
lichen Beschränkungen seiner Vertretungsmacht 
für die Kinder unterliegt. Was dann die Kinder 
mit dem Erbe nach Eintritt ihrer Volljährigkeit tun, 
also nach Erhalt ihrer freien Verfügung darüber, 
ist wiederum eine andere Frage. Zum anderen be- 
steht regelmäßig Handlungsbedarf bei kinderlosen 
Ehen. Das Gesetz sieht hier eine Beerbung durch 
den Ehepartner sowie die Eltern und ersatzweise 
den Geschwistern des Verstorbenen vor.
Abzurunden ist dies durch eine Patienten- 
verfügung. Ist diese richtig formuliert, erleichtert 
sie den Angehörigen in ganz erheblicher Weise 
die Umsetzung des Willens des Betreffenden zum 
Behandlungsabbruch. Denn es ist dessen, in der 
Patientenverfügung getroffene Entscheidung und 
nicht die Entscheidung der Angehörigen, ob und 
wann eine Behandlung abzubrechen ist. Die Ange-
hörigen sind nur zum Vollzug dieses Willens, wozu 
eine Vorsorgevollmacht erforderlich ist, befugt.
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